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Ein Kämpfer für die Freiheit

Karl Heinrich
würde am 25. September 1965 seinen 
75. Geburtstag begehen können, hätte 
ihn nicht im Jahre 1946 im kommunisti­
schen KZ-Lager Hohenschönhausen der 
Tod ereilt.

Als unbeugsamer Streiter für Freiheit 
und Recht trat H. schon ab 1927 als 
Polizeimajor der Schutzpolizei in Berlin 
auf, war aktiver Angehöriger der SPD 
und des Reichsbanners und lieferte den 
radikalen Elementen beider Seiten einen 
erbitterten Kampf als Redner in zahl­
reichen Partei- und Wahlversammlungen.

Wie so viele aufrechte demokratische 
^Beamte wurde H. noch im Jahre 1933 
'aus der Polizei entfernt und übernahm 
•sofort die Leitung von illegalen Gruppen 
des Reichsbanners. Im August 1935 wurde 
er verhaftet und in einem Schauprozeß 
vor dem Volksgerichtshof zu sieben Jah­
ren Zuchthaus verurteilt. Das Gestapo- 
Gefängnis Prinz-Albrechtstraße, Zuchthaus 
Brandenburg, Aschendorfer Moor und 
zuletzt Dieburg/Hessen waren die Leidens­
stationen der sieben Jahre.

Nach dem katastrophalen Zusammen­
bruch 1945 beteiligte sich H. sofort am 
Aufbau einer neuen Polizei und wurde 

Anfang Juni 1945 als Kommandeur der 
Schutzpolizei eingesetzt.

Intrigen der kommunistischen Funk­
tionäre führten am 2. August 1945 im 
Zimmer des KPD Polizei-Präsidenten — 
Ritterkreuzträger Marggraf -— zu seiner 
Verhaftung durch die Russen.

Bis zur Unkenntlichkeit abgemagert, 
hielt man K. H. im GPU-Keller, Elsasser- 
straße fest, von wo er in das ostzonale 
KZ Hohenschönhausen überführt wurde 
und Mitte 1946 verstarb.

Der zu allen Zeiten tapfere Streiter für 
Recht und Demokratie wurde von den 
Organen des heutigen „Arbeiter- und 
Bauernstaates" wie ein Hund in eine 
Kalkgrube verscharrt.

Am 25. September 1965 trafen anläßlich 
seines 75. Geburtstages am Gedenkstein 
in Spandau Abordnungen der Schutz­
polizei mit dem Kommandeur Werner, 
der Gewerkschaft, der SPD und des 
Freiheitsbundes ein und ehrten K. H. 
durch Kranzniederlegung.

Gedenken wir gleichzeitig an seinem 
75. Geburtstag aller gebrachten Opfer, 
aber vergessen wir auch diejenigen nie­
mals, die sie verschuldet haben. E. W.



Viermächte-Verantwortung ist unteilbar
Eine notwendige Erinnerung

Am 5. Juni 1945 unterzeichneten die 
alliierten Militärbefehlshaber die Erklä­
rung zur Übernahme der deutschen 
Staatsgewalt durch die Alliierten. An 
diesem denkwürdigen Tag vor 20 Jahren 
wurde der Schlußpunkt unter ein trauri­
ges Kapitel deutscher Geschichte gesetzt.

Die vier Oberbefehlshaber bildeten 
von nun an den Kontrollrat mit Sitz in 
Berlin, der über die Fragen entscheiden 
sollte, die Deutschland als Ganzes be­
trafen und von wesentlicher Bedeutung 
waren. Kein Zweifel, der Zerstückelung 
Deutschlands in vier Besatzungszonen 
war damit als Grenze die gemeinsame 
Verantwortung für den noch juristisch 
fortbestehenden deutschen Staat in sei­
nen Grenzen von 1937 gesetzt worden. 
Darüber hinaus wurde ausdrücklich fest­
gestellt, daß die nunmehr den Alliierten 
zustehende Regierungsgewalt keine An­
nektierung Deutschlands bewirke und 
seine Grenzen zu einem späteren Zeit­
punkt festgelegt würden. Obgleich die 
Funktionsunfähigkeit des Kontrollrates 
bald bittere Wahrheit wurde, so blieb 
damit dennoch die in der Erklärung nie­
dergelegte Forderung bestehen, Deutsch­
land als Ganzes zu erhalten. Selbst die 
Fierauslösung auch nur einer Besatzungs­
zone aus dem deutschen Staatsverband 

mußte gegen diese Abmachung versto­
ßen, weil der Verzicht auf Annektionen 
für die Alliierten nur bedeuten konnte, 
keine Herauslösung der von ihnen be­
setzten und vorläufig regierten Gebiete 
zu betreiben.

Die gemeinsame Verantwortung für die 
Deutschlandfrage ergibt sich daraus ge­
radezu zwangsläufig. Jahrelang wurde, 
dies von der Sowjetunion anerkannt. Da-' 
her ist die Feststellung gestattet, daß in 
jenen Jahren die Ausgangsposition für 
die Wiedervereinigung vielleicht günsti­
ger war als heute, wo die Sowjets Ul­
bricht als Strohmann an den Verhand­
lungstisch zu setzen versuchen. Kurt 
Schumacher hatte frühzeitig erkannt, daß 
Deutschland in erster Linie nur diejeni­
gen wiedervereinigen können, die seine 
Spaltung vollzogen haben. Deshalb muß 
die von Charles de Gaulle angestrebte 
Europäisierung des Deutschlandproblems 
bei Ausschaltung der Vereinigten Staaten 
unseren Widerspruch gleichermaßen her­
vorrufen. Es ist deshalb durchaus ange­
bracht, darauf hinzuweisen, daß auch das 
mit der Bundesrepublik verbündete 
Frankreich an die von ihm gegebene 
vertragliche Zusicherung gebunden ist, 
den Boden der Viermächte-Verantwor- 
tung nicht zu verlassen.

SPD-Pressedienst

«Altmodisch»
SED fürchtet die Politik der kleinen Schritte

Von Rolf Heyen, Berlin

Eine SED-Versammlung brachte es an 
den Tag: Ost-Berlin — oder wenigstens 
eine Gruppe innerhalb der SED-Führung 
— ist in Bedrängnis geraten. Willy 
Brandts Forderung nach Wiederaufnahme 
des 1952 unterbrochenen gesamtberliner

Telefonverkehrs ist Gegenstand von Dis­
kussionen im anderen Teil der Stadt ge­
worden. Nicht nur in den höchsten 
Spitzen der SED-Führung. Einige Bei­
spiele: Während einer Sitzung der ost­
berliner Bezirksleitung der SED erklärten 
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jüngere Parteimitglieder, die Partei laufe 
Gefahr „altmodisch" zu werden. Nur eine 
knappe Mehrheit entschied sich nach lan­
gen Debatten für eine weitere Blockierung 
des Telefonverkehrs. Auch in Betriebs­
versammlungen wird in letzter Zeit im­
mer häufiger gefordert, das Telefonieren 
zwischen Ost- und West-Berlin wieder 
zu ermöglichen. Zu heftigen Auseinander­
setzungen kam es in den Weißenseer 
Rundfunk-Betrieben „Stern-Radio". Jün­
gere Techniker und Ingenieure stellten 
sich auf den Standpunkt, daß die Spal­
tung des Telefonnetzes nicht mehr ver­
tretbar sei. „Schließlich gibt es genügend 
technische Möglichkeiten", so sagen sie, 
„die Gespräche zu überwachen".

Die Arbeiter hielten den Funktionären 
vor: „Angeblich sind wir doch stark ge­
nug, um alles in der Hand zu halten."

Am 7. September 1965 verstarb 
plötzlich und unerwartet 

der Kamerad
Walter Borchert

Lange Zeit war er der erste Vor­
sitzende des Bezirks Neukölln.

Geboren am 18. 1. 1904,
Eintritt 1. 6. 1951

Aktiver Kamerad im FB und früher 
im RB.

Sein Andenken bleibt unvergessen!

Unser Kamerad
Rudolf Gehler

(Bezirk Reinickendorf) 
ist nach fast siebenjährigem Kran­
kenlager am 3. 9. 1965 verstorben. 

Geboren 26. 4. 1901
Eintritt 13. 6. 1951
Alter RB-Kamerad

Ehre seinem Angedenken!

Doch das Selbstbewußtsein der SED-Füh­
rung und das Vertrauen in die eigene 
Sache scheint nicht sonderlich groß zu 
sein. Die immer wieder groß heraus­
gestellte SED-Forderung nach einem 
„Weltniveau" wird von den mittleren 

.und kleinen Funktionären offensichtlich 
großzügiger interpretiert, als es zur Zeit 
manchem Spitzenfunktionär recht ist.

Willy Brandt hatte auf dem Landespar­
teitag der Berliner SPD noch einmal den 
Wunsch des Berliner Senats betont, die 
innerstädtischen T elefonverbindungen 
wiederherzustellen. In einer ersten Phase, 
so schlug Brandt vor, müßte die Fern­
sprechverbindung dann so abgewickelt 
werden, wie früher zwischen zwei von­
einander getrennt liegenden Orten. Da­
bei würde bei einem Anmeldeverkehr 
die Möglichkeit der Überwachung ge­
geben sein. Das sei nicht sympathisch, 
aber wenn man davon ausgehen müsse, 
so richte man sich eben darauf ein.

Die Telefonverbindung könne somit 
ein weiterer kleiner Schritt zur Erleichte­
rung der Situation der gespaltenen Stadt 
sein.

Die Verlegenheit der ostberliner Amts­
stuben wurde offenbar. Sie begannen, 
den Telefon verkehr damit zu torpedieren, 
daß sie vom Senat die „Bekämpfung der 
Bonner Atomkriegspläne" verlangten. 
Dieser plump-propagandistische Schach­
zug macht wieder deutlich, daß bestimmte 
Kreise in der SED die Politik der kleinen 
Schritte fürchten und in jeder mensch­
lichen und technischen Erleichterung eine 
Gefährdung ihrer Position sehen.

Die Diskussion innerhalb der SED darf 
sicher nicht überbewertet werden. Eines 
macht sie jedoch deutlich: Kleine Schritte 
führen nicht nur zu humanitären Erfol­
gen. Sie haben auch politische Nebenwir­
kungen. Sie sind deshalb kein Ausdruck 
einer „weichen" Politik; sie sind offensiv.

SPD-Pressedienst
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